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Dokumententyp: Kurzinformation 
Titel: Zu Gesetzesänderungen des Lastenausgleichsgesetzes 

 

Der Auftraggeber bittet um Darstellung der weiterhin gültigen Regelungen des Gesetzes über den 
Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz – LAG) und der Änderungen in jüngerer Zeit. 

Eine ausführliche Darstellung des LAG bietet der gemeinsame Sachstand der Fachbereiche WD 3 
und WD 4 „Übersicht über das Lastenausgleichsgesetz – Finanzielle und verfassungsrechtliche 
Aspekte“ vom September 2023. Es wird besonders auf die Bundestags-Drucksache 20/5046, 
Seite 22, in Fußnote 6 des Sachstands verwiesen: Laut Antwort der Bundesregierung werden im 
Rahmen des LAG seit 1979 keine Lastenausgleichsabgaben mehr erhoben, auch auf Leistungs-
ebene sei der Lastenausgleich mittlerweile – bis auf ganz wenige Bestandsfälle – weitestgehend 
abgewickelt. Weder könnten Bürger heutzutage Lastenausgleichsleistungen neu beantragen noch 
würden sie zur Lastenausgleichsabgabe herangezogen. 

Gleichwohl unterlagen einzelne Vorschriften des LAG auch in jüngerer Zeit Anpassungen, weil 
Gesetze, auf die im LAG verwiesen wird, geändert wurden. So traten die Anpassungen der 
§§ 276, 292 LAG aus dem Jahr 2019 und die Anpassung des § 349 LAG aus dem Jahr 2023 zum 
1. Januar 2024 in Kraft. 

Die Anpassung von §§ 276, 292 LAG erfolgte durch das Gesetz zur Regelung des Sozialen Ent-
schädigungsrechts1. Das Soziale Entschädigungsrecht (SER) regelt den Anspruch auf Versorgung 
von Menschen, die durch ein schädigendes Ereignis, für das die staatliche Gemeinschaft eine be-
sondere Verantwortung trägt, eine gesundheitliche Schädigung erlitten haben. Bis zum 31. De-
zember 2023 basierte das SER auf dem im Jahr 1950 für die Versorgung der Kriegsgeschädigten, 
ihrer Angehörigen und Hinterbliebenen geschaffenen Bundesversorgungsgesetz (BVG). Seit dem 
1. Januar 2024 richten sich Art und Umfang der Versorgungsleistungen nach dem neu geschaffe-
nen Vierzehnten Buch des Sozialgesetzbuchs (SGB XIV) und regelt die Versorgung von Opfern 
einer Gewalttat, von Personen, die auf Grund nachträglicher Auswirkungen einer der beiden 
Weltkriege, beispielsweise durch einen sogenannten Blindgänger, eine Gesundheitsstörung erlei-

 

1 Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts vom 12. Dezember 2019, Bundesgesetzblatt I, 
Seite 2652. 
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den, die als Schädigungsfolge anerkannt wird, sowie von Personen, die durch eine Schutzimp-
fung oder eine andere Maßnahme der spezifischen Prophylaxe eine gesundheitliche Schädigung 
erlitten haben.2 

Aus diesem Grund wurde in § 276 LAG, der die Kranken- und Pflegeversicherung der An-
spruchsberechtigen regelt, der Hinweis auf das BVG durch den Hinweis auf Kapitel 5 SGB XIV 
(Krankenbehandlung der Sozialen Entschädigung) beziehungsweise auf § 143, 151 SGB XIV zur 
Heil- und Krankenbehandlung und zur Absicherung gegen Krankheit ersetzt. 

§ 292 LAG regelt das Verhältnis der Leistungen des LAG zur Sozialhilfe, zur Sozialen Entschädi-
gung sowie zur Arbeitslosenversicherung und zu Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. 
Die Anpassungen betreffen insbesondere die Ersetzung der Wörter Kriegsopferfürsorge und BVG 
durch den Hinweis auf Leistungen nach § 145 SGB XIV (befristete oder auf Zeit erbrachte Leis-
tungen) und auf Kapitel 11 SGB XIV, das besondere Leistungen im Einzelfall umfasst.3 

§ 349 LAG betrifft die Rückforderung bei Schadenausgleich.4 § 349 Absatz 3 Satz 3 LAG wurde 
durch Artikel 34 Absatz 17 des Kreditzweitmarktförderungsgesetzes5 angepasst und die Wörter 
„Personengesellschaft des Handelsrechts“ durch die Wörter „rechtsfähigen Personengesellschaft“ 
ersetzt. Laut Begründung handelt es sich um eine Folgeänderung, die mit der gesetzlichen Aner-
kennung der Rechtsfähigkeit der Gesellschaft bürgerlichen Rechts nach § 705 Absatz 2 Bürgerli-
ches Gesetzbuch (BGB) in der ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung einhergeht. Soweit § 349 Ab-
satz 3 Satz 3 LAG wegen der Möglichkeiten eines Schadensausgleichs auf Gesellschaften bürger-
lichen Rechts Bezug nimmt, werde klargestellt, dass damit ausschließlich rechtsfähige Gesell-
schaften bürgerlichen Rechts erfasst sind.6 

*** 

 

2 §§ 1,2 SGB XIV. Vergleiche auch Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Regelung des Sozialen Entschädi-
gungsrechts, Bundestags-Drucksache 19/13824, 9. Oktober 2019, Seite 2 zu den Gründen der Neuregelung und 
Seite 145. 

3 Zu den Diskussionen in den Sozialen Medien über die Anpassungen des LAG vergleiche zum Beispiel: Lehn, 
Johanna (Agence France-Press): Deutsche werden nicht zum 1. Januar 2024 durch den Lastenausgleich enteig-
net, abgerufen am 11. April 2024. 

4 Vergleiche zu dieser Thematik auch Seite 17 des oben genannten Sachstands. 

5 Gesetz zur Förderung geordneter Kreditzweitmärkte und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2167 über 
Kreditdienstleister und Kreditkäufer sowie zur Änderung weiterer finanzrechtlicher Bestimmungen 
(Kreditzweitmarktförderungsgesetz) vom 22. Dezember 2023, Bundesgesetzblatt I, Nummer 411. 

6 Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur För-
derung geordneter Kreditzweitmärkte und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2021/2167 über Kreditdienstleis-
ter und Kreditkäufer sowie zur Änderung weiterer finanzmarktrechtlicher Bestimmungen (Kreditzweitmarktför-
derungsgesetz), Bundestags-Drucksache 20/9782 (neu), Seiten 163 und 212. 
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